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Bonn, den 8. Februar 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erhaltung des Tabakanbaus 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Artzinger, Stooß, 
Leicht, Leonhard und Genossen 
— Drucksache IV/2997 — 

Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Der EWG-Außenzollsatz für die Tabake, die mit inländischen 
Tabaken in Wettbewerb stehen, beträgt 28Vo des Wertes, min- 
destens jedoch 116 DM und höchstens 152 DM für je 100 kg. 

Der inländische Tabakanbau, der nur knapp 10 v. H. des Bedarfs 
decken kann, genießt also einen hohen Zollschutz. Gleichwohl 
wird dieser Schutz nicht in allen Jahren ausreichen, um den 
Zigarrengutanbau vor dem Wettbewerb billiger Einlagetabake 
des Weltmarkts zu schützen. Ob der Zollschutz für inländisches 
Schneidegut weiterhin ausreicht, wird von der Entwicklung des 
Bedarfs abhängen. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung hält ein Abschöpfungssystem für aus 
Drittländern eingeführte Tabake nicht für erforderlich und 
wegen der sehr unterschiedlichen Qualitätsmerkmale und Beur- 
teilungsgrundlagen des Rohtabaks auch für praktisch nicht 
durchführbar. Sie hat diese Ansicht der EWG-Kommission in 
einem Memorandum vom 18. Dezember 1964 mitgeteilt. 

Zu 3. 

In dem vorerwähnten Memorandum hat sich die Bundesregie- 
rung dafür eingesetzt, eine gemeinsame Marktorganisation für 
Tabak in Form gemeinsamer Wettbewerbsregeln zu schaffen. 
Kernstück einer solchen Regelung müßte die Ausrichtung von 
Förderungsmaßnahmen in den einzelnen Mitgliedstaaten in der 
Form sein, daß der Wettbewerb der Pflanzer nicht beeinträch- 
tigt wird. Hierbei müßte sichergestellt sein, daß der Rohtabak 
innerhalb der Gemeinschaft frei und zu den gleichen Bedin- 
gungen gehandelt wird. 
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Zu 4. 

Die Bundesregierung teilt die in der Kleinen Anfrage vertretene 
Auffassung, daß die mit der Beimischung von Inlandstabaken 
verbundene Preis- und Steuerpräferenz für feingescbnittenen 
Rauchtabak und für schwarze Zigaretten so lange beibehalten 
werden sollte, bis im Rahmen der EWG eine grundlegende 
Neuordnung erfolgt. Zigarrengut wird nur in den Ländern Ba- 
den-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Bayern angebaut. Unter 
Bezugnahme auf den Beschluß des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 1. Februar 1962 (Ausschußproto- 
koll Nr. 7 S. 12) ist bei einer Dauerlösung des Problems eine 
„verstärkte Beteiligung der Länder" vorzusehen. Die Bundes- 
regierung wird deshalb bei einer evtl, erforderlichen Stützung 
des Absatzes von Zigarrengut nur subsidiär zu Hilfsmaßnahmen 
der Länder eintreten. 

Zu 5. 

Die Bundesregierung wird sich bemühen, in Verhandlungen mit 
der EWG-Kommission eine Regelung für Tabak zu erreichen, 
die den Bedürfnissen der deutschen Tabakpflanzer gerecht 
wird. Sie wird gleichzeitig bestrebt sein, die zu 4. erwähnten 
Möglichkeiten von Hilfsmaßnahmen bis zum Inkrafttreten einer 
EWG-Regelung aufrechtzuerhalten. 

Zu 6. 

Der EWG-Ministerrat hat bisher noch keine Beschlüsse über 
eine Marktregelung für Tabak gefaßt. Die Bundesregierung ist 
bei der EWG-Kommission wiederholt dahin gehend vorstellig 
geworden, daß die von der Kommission in Vorbereitung be- 
findlichen Vorschläge vor der Vorlage an den Ministerrat mit 
den Sachverständigen der Mitgliedsländer erörtert werden. In 
Zusammenhang mit den Ministerratsbeschlüssen im Rahmen 
der Regelung gemeinsamer Getreidepreise ist lediglich be- 
schlossen worden, die finanzielle Verantwortung der Gemein- 
schaft so bald wie möglich auf den Tabaksektor auszudehnen. 
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